
 

I N S T I T U T    F Ü R    D E M O S K O P I E    A L L E N S B A C H
 

Hilft ja nichts

Eine Dokumentation des Beitrags

von Dr. Thomas Petersen

in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung

Nr. 248 vom 25. Oktober 2017



 

I N H A L T 

- Tabellenübersicht

- Originalmanuskript

- Untersuchungsdaten

- Anhangtabellen

- Schaubilder

- Veröffentlichung in der Frankfurter Allgemeinen
Zeitung Nr. 248 vom 25. Oktober 2017, S. 8,

 unter dem Titel:

"Dann macht mal! Die Deutschen sind mit dem 
 Ergebnis der Bundestagswahl nicht zufrieden - und 
 in der Frage möglicher Neuwahlen gespalten."



T A B E L L E N Ü B E R S I C H T

Tabelle A 1 Haltung der Parteianhänger zum Wahlergebnis
A 2 Die Anhänger der Jamaika-Parteien halten eine solche 

Koalition mehrheitlich für tauglich
A 3 Zustimmung zur Entscheidung der SPD, in die Opposition

zu gehen - Variante 1
A 4 Zustimmung zur Entscheidung der SPD, in die Opposition

zu gehen - Variante 2
A 5 Zwei Drittel finden es nicht gut, dass die AfD im Bundestag ist
A 6 Meinungen zum Wahlergebnis
A 7 Mehrheitlich Zustimmung zu Merkels erneuter 

Kanzlerschaft

B   1 Zweitstimmen-Wahlabsicht (Sonntagsfrage)

Schaubild 1 Wenig Zufriedenheit mit dem Wahlergebnis
2 Koalitionspräferenzen
3 Kann Jamaika funktionieren?
4 Neuwahlen?



O r i g i n a l m a n u s k r i p t 



Dr. Thomas Petersen

Institut für Demoskopie Allensbach

Hilft ja nichts
Noch nie seit Gründung der Bundesrepublik
Deutschland sind die Bemühungen, eine neue
Bundesregierung zu bilden, von den beteilig-
ten Parteien so zurückhaltend kommentiert
worden wie in diesem Jahr. Manchmal kann
man den Eindruck gewinnen, die Politiker
können selbst noch gar nicht so recht glauben,
in welcher Situation sie stecken. So sagte
kürzlich der frühere Außenminister Joschka
Fischer in einem Zeitschrifteninterview mit
Blick auf eine mögliche Jamaika-Koalition,
die Zeiten änderten sich. Was er noch vor ein
paar Jahren für unmöglich gehalten habe, sei
nun eine Notwendigkeit geworden – und fügte
gleichsam kopfschüttelnd hinzu: „So kann’s
gehen.“ Ähnlich wenig enthusiastisch fiel die
Reaktion des ehemaligen Hamburger Bürger-
meisters Ole von Beust aus, als er in einer
Fernsehdiskussion gefragt wurde, ob es seiner
Ansicht nach zu einer Jamaika-Koalition im
Bund kommen werde: „Hilft ja nichts“ war
seine trockene Antwort.

„Hilft ja nichts“ – mit diesem Satz könnte man
auch die Sicht der Bevölkerung auf dieses
Thema zusammenfassen: Die Mehrheit ist
über das Wahlergebnis alles andere als erfreut,
erwartet nun aber von den Parteien, dass sie
mit der Situation konstruktiv umgehen. Dies
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zeigen die Ergebnisse der jüngsten Repräsen-
tativumfrage des Instituts für Demoskopie Al-
lensbach im Auftrag dieser Zeitung. So ant-
worteten auf die Frage „Sind Sie mit dem
Ausgang der Wahl zufrieden, oder wäre Ihnen
ein anderes Ergebnis lieber gewesen?“ ledig-
lich  21 Prozent der Befragten, sie seien mit
dem Wahlergebnis zufrieden. Das ist ein sehr
niedriger Wert. 2013 hatte der Anteil bei 35
Prozent, 2009 bei 39 Prozent gelegen, und da-
mit auf einem ähnlichen Niveau wie schon bei
den Wahlen der Jahre 1994 bis 2002. Nur
2005 war die Zufriedenheit mit 11 Prozent
noch geringer als heute.

Dabei zieht sich die Unzufriedenheit mit dem
Wahlergebnis fast durch das gesamte Parteien-
spektrum: Anhänger der CDU/CSU sagen zu
57 Prozent, ihnen wäre ein anderes Wahler-
gebnis lieber gewesen, die der SPD zu 77 Pro-
zent. Bei den Anhängern der Grünen und Lin-
ken liegen die Werte bei 67 bzw. 73 Prozent.
Selbst die AfD-Anhänger, die doch eigentlich
allen Grund hätten, sich über das Abschneiden
ihrer Partei zu freuen, sagen mit einer klaren
Mehrheit von 51 zu 24 Prozent, ihnen wäre
ein anderes Wahlergebnis lieber gewesen. Le-
diglich die FDP-Anhänger sind anscheinend
zwischen der Freude über die Rückkehr ins
Parlament und der Sorge angesichts der
schwierigen strategischen Position, in die ihre
Partei geraten ist, hin- und hergerissen: Sie sa-
gen „nur“ zu 45 Prozent, dass sie sich ein an-
deres Ergebnis gewünscht hätten. Ebenso vie-
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le zeigen sich mit dem Resultat zufrieden. 

Man kann annehmen, dass es – neben dem Er-
folg der AfD - tatsächlich die schwierigen
Mehrheitsverhältnisse sind, die die Bürger so
skeptisch auf das Wahlergebnis blicken las-
sen. Jedenfalls hält sich die Zustimmung der
Bevölkerung zu einer Jamaika-Koalition in
Grenzen. Bei der Frage „Was wäre Ihnen
grundsätzlich lieber: Eine Fortsetzung der gro-
ßen Koalition oder eine Koalition aus CDU/
CSU, FDP und den Grünen?“ sprachen sich in
der aktuellen Umfrage 35 Prozent für eine Ja-
maika- Koalition aus, noch weniger, 22 Pro-
zent, entschieden sich für die große Koalition.
Eine beachtliche relative Mehrheit von 43
Prozent wich dagegen auf die Angaben
„Nichts davon“ und „Unentschieden“ aus. Nur
die Anhänger von FDP und Grünen befürwor-
teten mit klaren Mehrheiten von jeweils 55
Prozent eine schwarz-gelb-grüne Zusammen-
arbeit. Die CDU/CSU-Anhänger  zeigten sich
dagegen gespalten: Während sich 38 Prozent
für Jamaika aussprachen, meinten 33 Prozent,
sie sähen lieber eine Fortsetzung der bisheri-
gen Koalition.

Dabei erscheinen die Hürden, die einer Zu-
sammenarbeit zwischen der CDU/CSU und
den Grünen im Wege stehen, aus Sicht der Be-
völkerung niedriger geworden zu sein. 2012,
zu einem Zeitpunkt, als in der Öffentlichkeit
viel über eine mögliche schwarz-grüne Koali-
tion spekuliert wurde, stellte das Allensbacher
Institut die Frage „Glauben Sie, eine solche
schwarz-grüne Koalition könnte funktionieren
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oder sind dafür die Unterschiede zwischen
CDU/CSU und den Grünen zu groß?“ Eine
klare Mehrheit von 56 Prozent der Befragten
antwortete damals, die Unterschiede zwischen
den Parteien seien zu groß für eine solche Zu-
sammenarbeit. Lediglich 22 Prozent, glaubten,
dass ein solches Bündnis funktionieren könne.
Im Jahr 2017 sehen die Ergebnisse der analog
formulierten Frage „Glauben Sie, eine Koaliti-
on aus CDU/CSU, FDP und den Grünen
könnte funktionieren, oder sind dafür die Un-
terschiede zwischen CDU/CSU, FDP und den
Grünen zu groß?“ ganz anders aus. Zwar lässt
sich das aktuelle Ergebnis wegen der Erwäh-
nung der FDP im Fragetext nur bedingt mit
dem von vor fünf Jahren vergleichen, doch es
bleibt bemerkenswert, dass heute eine – wenn
auch knappe – relative Mehrheit von 43 zu 38
Prozent glaubt, eine Regierungskoalition unter
Beteiligung der CDU/CSU und der Grünen
könne funktionieren. Unter den Anhängern
der potentiellen Koalitionsparteien ist sogar
jeweils eine knappe absolute Mehrheit dieser
Ansicht. Man meint den Willen zu erkennen,
einer solchen Regierung zumindest eine Chan-
ce zu geben. Vor allem die Grünen-Anhänger
haben damit in den letzten Jahren einen erheb-
lichen Wandel vollzogen. Anfang 2008, im
Vorfeld der Hamburger Bürgerschaftswahl,
aus der später das erste schwarz-grüne Bünd-
nis auf Landesebene hervorgehen sollte, hatte
noch eine relative Mehrheit der dortigen Grü-
nen-Anhänger die Opposition einer Regie-
rungsbeteiligung unter der Führung der CDU
vorgezogen.
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Demgegenüber ist die Möglichkeit einer gro-
ßen Koalition, obwohl diese Regierungskon-
stellation bei den Deutschen eigentlich stets
recht beliebt war, in den Hintergrund der Auf-
merksamkeit gerückt. Die Entscheidung der
SPD, sich aus der Regierung zurückzuziehen,
obwohl dies angesichts der Mehrheitsverhält-
nisse im neuen Bundestag nicht nötig wäre,
wird dabei von der Bevölkerung durchaus ak-
zeptiert. In einer Frage legten die Interviewer
den Befragten ein Bildblatt mit zwei Meinun-
gen zur Auswahl vor. Die eine lautete: „Ich
finde es gut, dass die SPD nach ihrem schlech-
ten Abschneiden entschieden hat, in die Oppo-
sition zu gehen und nicht mehr für eine große
Koalition zur Verfügung zu stehen. Die SPD
hat durch die große Koalition viel an Populari-
tät verloren und kann sich nur in der Oppositi-
on erholen und erneuern.“ In der Gegenpositi-
on hieß es: „Wenn die Möglichkeit einer Re-
gierungsbeteiligung besteht, darf die SPD die-
se Möglichkeit nicht grundsätzlich ablehnen.
Als Partei, die etwas bewegen möchte, hätte
die SPD zumindest über eine Regierungsbetei-
ligung verhandeln sollen.“ 47 Prozent der Be-
fragten stimmten dem ersten, 37 dem zweiten
Argument zu. Wenn man die Weigerung der
SPD, in Verhandlungen einzutreten, damit be-
gründete, dass es auf diese Weise eine starke
Opposition geben werde, die nicht nur aus
kleinen Parteien besteht, wuchs die Zustim-
mung auf 53 Prozent. In beiden Fragevarian-
ten stimmten SPD-Anhänger dem Argument
zugunsten des Oppositionskurses der Partei et-
was mehr zu als der Durchschnitt der Bevöl-
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kerung.

In der Frage, ob bei einem Scheitern der Son-
dierungen Neuwahlen abgehalten werden soll-
ten, zeigt sich die Bevölkerung gespalten, wo-
bei sich hier bereits jetzt die Parteigänger der
möglichen künftigen Koalitionspartner gegen
die der wahrscheinlichen künftigen Oppositi-
on stellen: Die Anhänger von CDU/CSU, FDP
und den Grünen stimmten mehrheitlich der
Aussage zu „Die Parteien im Bundestag haben
die Pflicht, eine neue Regierung zu bilden. Es
kann nicht sein, dass es zu Neuwahlen kommt,
weil sich die Parteien nicht einigen können.“
Dagegen können sich SPD-, Linken- und vor
allem die AfD-Anhänger durchaus mit dem
Gedanken an Neuwahlen anfreunden.

Der Einzug der AfD in den Bundestag wird
von einer großen Mehrheit der Bevölkerung
kritisch gesehen: Während 44 Prozent der
Deutschen sagen, sie fänden es gut, dass die
FDP wieder im Bundestag vertreten ist, begrü-
ßen nur 19 Prozent den Einzug der „Alternati-
ve für Deutschland“ ins Parlament, also nicht
wesentlich mehr, als die Partei Wähler hat.
Mit diesem Ergebnis bestätigt sich erneut, was
bereits in den letzten Jahren immer wieder in
den Umfragen zu erkennen war: Der Kreis
derjenigen, die für die AfD ansprechbar sind,
beträgt etwa ein Fünftel der Bevölkerung, und
dieses Fünftel ist politisch recht klar isoliert:
Fast zwei Drittel, 63 Prozent der Befragten
sagten in der aktuellen Umfrage ausdrücklich,
sie fänden es nicht gut, dass die AfD jetzt im
Bundestag vertreten ist. 
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Trotz der beschriebenen allgemeinen Unzu-
friedenheit mit dem Wahlergebnis können die
Bürger der neuen Situation durchaus auch po-
sitive Aspekte abgewinnen. Bei einer Frage
legten die Interviewer Aussagen über das
Wahlergebnis vor mit der Bitte anzugeben,
welchen dieser Aussagen sie zustimmen. 74
Prozent wählten daraufhin den Punkt aus „Es
wird sehr schwierig sein, eine neue Regierung
zu bilden.“ An zweiter Stelle, genannt von 52
Prozent, folgte „Es bereichert die Demokratie,
dass jetzt viele Parteien im Bundestag vertre-
ten sind, weil dadurch viele verschiedene An-
sichten und Positionen zum Ausdruck kom-
men.“ 49 Prozent meinten, mit den vielen Par-
teien im Bundestag würden die Debatten inter-
essanter und abwechslungsreicher. 

Bei der Frage, ob die AfD die Demokratie ge-
fährde, zeigten sich die Befragten gespalten:
44 vertraten diese Ansicht, 42 Prozent meinten
dagegen, die Aufregung über den Einzug der
AfD in den Bundestag sei übertrieben. Dabei
fällt auf, dass – neben den Anhängern der AfD
 – vor allem die der FDP nur selten die „Alter-
native für Deutschland“ als Gefahr für die De-
mokratie betrachten. Da es zwischen den
Wählerschaften der AfD und der FDP kaum
Überschneidungen und Sympathien gibt,
meint man hier eher die besondere Toleranz
gegenüber abweichenden Meinungen zu er-
kennen, die man traditionell einer liberalen
Grundhaltung zuschreibt.

Alles in allem betrachten die Deutschen die
politische Situation nach der Wahl also mit
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Skepsis, aber auch mit einer gewissen Gelas-
senheit. Letzteres gilt auch für die Tatsache,
dass nach Lage der Dinge die Bundeskanzle-
rin im Amt bleiben wird. 48 Prozent sagten in
der aktuellen Umfrage, sie fänden dies gut, 35
Prozent widersprachen. Diese Zahlen entspre-
chen ziemlich genau den in den Wochen vor
der Wahl ermittelten Popularitätswerten Mer-
kels. In dieser Hinsicht hat sich das politische
Klima nicht verändert.
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U N T E R S U C H U N G S D A T E N 

Befragter Personenkreis: Deutsche Wohnbevölkerung ab 16 Jahre

Anzahl der Befragten: 1454

Befragungszeitraum: 7. bis 19. Oktober 2017

Methode: Repräsentative Quotenauswahl

Art der Interviews: Mündlich-persönliche Interviews 
(face-to-face)



 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Haltung der Parteianhänger zum 
Wahlergebnis

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

Zufrieden .......................................21 24........8....45 ......20.......15.....24

Anderes Ergebnis lieber ................62 57......77....45 ......67.......73.....51

Unentschieden...............................17 19......15....10 ......13.......12.....25
                                          
100 100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017

FRAGE: "Sind Sie mit dem Ausgang der Wahl zufrieden, oder wäre Ihnen ein
anderes Wahlergebnis lieber gewesen?"



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Anhänger der Jamaika-Parteien halten 
eine solche Koalition mehrheitlich für tauglich

Bevölk. Anhänger der -
insg. ------------------------------------------------

CDU/ SPD FDP B.90/ DIE AfD
CSU Grüne LINKE

% % % % % % %

Könnte funktionieren......................43 51......31....57 ......54.......36.....14

Unterschiede zu groß ....................38 30......45....31 ......26.......44.....66

Unentschieden, keine Angabe.......19 19......24....12 ......20.......20.....15
                                          
100 100 100 100 100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017

FRAGE: "Glauben Sie, eine Koalition aus CDU/CSU, FDP und den Grünen 
könnte funktionieren, oder sind dafür die Unterschiede zwischen CDU/
CSU,FDP und den Grünen zu groß?"



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Zustimmung zur Entscheidung der SPD, in die
Opposition zu gehen - Variante 1

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über die Ankündigung der SPD, in die 
Opposition zu gehen und nicht für eine weitere große Koalition zur 
Verfügung zu stehen. Welcher von beiden sagt eher das, was auch 
Sie denken?" (Bildblattvorlage)

Bevölk. Anhänger
insg. der SPD

% %

"Ich finde es gut, dass die SPD nach ihrem schlechten
 Abschneiden entschieden hat, in die Opposition zu
 gehen und nicht mehr für eine große Koalition zur
 Verfügung zu stehen. Die SPD hat durch die große
 Koalition viel an Popularität verloren und kann sich nur
 in der Opposition erholen und erneuern." ..................................47 55

"Das sehe ich anders. Wenn die Möglichkeit einer
 Regierungsbeteiligung besteht, darf die SPD diese
 Möglichkeit nicht grundsätzlich ablehnen. Als Partei, die
 etwas bewegen möchte, hätte die SPD zumindest über
 eine Regierungsbeteiligung verhandeln sollen."........................37 37

Unentschieden............................................................................16 8
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Zustimmung zur Entscheidung der SPD, in die
Opposition zu gehen - Variante 2

FRAGE: "Hier unterhalten sich zwei über die Ankündigung der SPD, in die 
Opposition zu gehen und nicht für eine weitere große Koalition zur 
Verfügung zu stehen. Welcher von beiden sagt eher das, was auch 
Sie denken?" (Bildblattvorlage)

Bevölk. Anhänger
insg. der SPD

% %

"Ich finde es gut, dass die SPD nach ihrem schlechten
 Abschneiden entschieden hat, in die Opposition zu
 gehen und nicht mehr für eine große Koalition zur
 Verfügung zu stehen. Auf diese Weise gibt es wieder
 eine starke Opposition, die nicht nur aus kleinen Parteien
 besteht. Das tut dem Land gut." ...............................................53 58

"Das sehe ich anders. Wenn die Möglichkeit einer
 Regierungsbeteiligung besteht, darf die SPD diese
 Möglichkeit nicht grundsätzlich ablehnen. Als Partei, die
 etwas bewegen möchte, hätte die SPD zumindest über
 eine Regierungsbeteiligung verhandeln sollen.".......................35 35

Unentschieden...........................................................................12 7
            
100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Zwei Drittel finden es nicht gut, dass die AfD
im Bundestag ist

FRAGE: "Nach der Bundestagswahl ist die AfD ja im Bundestag vertreten. Finden 
Sie das gut, oder finden Sie das nicht gut, oder ist Ihnen das egal?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Finde das gut..........................................................................19

Finde das nicht gut .................................................................63

Ist mir egal ..............................................................................13

Unentschieden, keine Angabe..................................................5
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017



 

Tabelle A 6
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Meinungen zum Wahlergebnis

FRAGE: " Hier auf den Karten steht einiges, was uns andere über den 
Wahlausgang gesagt haben. Was davon würden auch Sie sagen?"
(Kartenspielvorlage)

Bevölk. insg.
%

Es wird sehr schwierig, eine neue Regierung zu bilden ..........................74

Es bereichert die Demokratie, dass jetzt viele Parteien im Bundes-
tag vertreten sind, weil dadurch viele verschiedene Ansichten
und Positionen zum Ausdruck kommen ..................................................52

Die AfD wird unsere politische Kultur verändern, die Diskussionen
im Bundestag werden unhöflicher und unsachlicher ...............................51

Mit den vielen Parteien im Bundestag werden die Debatten
interessanter und abwechslungsreicher ..................................................49

Es ist gut, wenn die Politik nicht mehr so stark von CDU/CSU und
SPD dominiert wird..................................................................................46

Der Einzug der AfD in den Bundestag ist eine Gefahr für unsere
Demokratie ..............................................................................................44

Die Aufregung über den Einzug der AfD in den Bundestag
ist übertrieben..........................................................................................42

Durch die vielen Parteien im Bundestag wird Politik noch
unübersichtlicher .....................................................................................36

Unser politisches System wird instabiler, weil die zwei großen
Volksparteien an Popularität verloren haben und mehr Parteien im
Bundestag vertreten sind.........................................................................35

Es ist gut, dass die AfD so gut abgeschnitten hat, denn so kann sie
ein Gegengewicht zu den etablierten Parteien darstellen .......................22

Nichts davon, keine Angabe......................................................................2

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017



 

Tabelle A 7
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Mehrheitlich Zustimmung zu Merkels erneuter
Kanzlerschaft

FRAGE: "Aller Voraussicht nach wird Angela Merkel Bundeskanzlerin bleiben. 
Finden Sie das gut, oder finden Sie das nicht gut?"

Bevölkerung
insgesamt

%

Gut...........................................................................................48

Nicht gut ..................................................................................35

Unentschieden.........................................................................17
      
100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11077, Oktober 2017



CDU/ FDP SPD Bü.90/ DIE AfD Sonstige
CSU GRÜNE LINKE

% % % % % % %

﻿2016: 7. - 21. Januar 35,0 6,5 25,0 9,0 9,5 10,0 5,0
1. - 11. Februar 33,5 7,0 24,0 10,0 10,0 10,5 5,0
26.Feb. - 10. März 35,0 7,0 24,5 10,0 9,0 10,5 4,0
1. - 14. April 33,5 8,0 23,0 11,0 9,0 10,5 5,0
11. - 26. April 35,0 7,5 23,5 10,0 9,0 10,0 5,0
28.April - 12. Mai 33,5 8,0 21,0 11,5 9,0 12,5 4,5
27. Mai - 9. Juni 33,5 8,0 21,0 12,0 9,0 11,5 5,0
1. - 14. Juli 35,5 7,0 22,5 12,0 9,5 9,5 4,0
3. - 17. August 34,5 7,5 23,0 11,5 9,0 10,0 4,5
1. - 15. September 33,5 7,0 24,0 11,0 7,0 12,5 5,0
1. - 13. Oktober 33,0 7,5 22,0 12,0 9,0 12,5 4,0
28.Okt..- 10.November 34,0 7,5 23,0 11,0 9,0 10,5 5,0
1. - 15. Dezember 35,5 7,5 22,0 10,0 9,5 10,5 5,0
Jahresdurchschnitt 34,0 7,5 23,0 11,0 9,0 11,0 4,5

﻿2017: 5. - 19. Januar 36,0 7,0 23,0 9,0 9,5 11,5 4,0
1. - 15. Februar 33,0 7,0 30,5 8,0 8,0 8,5 5,0
6. - 19. März 34,0 6,5 33,0 7,5 8,0 7,0 4,0
1. - 13. April 36,0 6,0 31,0 7,0 9,0 7,0 4,0
18. - 28.. April 36,0 6,5 30,5 7,0 9,0 8,0 3,0
5. - 19. Mai 37,0 9,0 26,0 8,0 8,0 8,0 4,0
1. - 15. Juni 40,0 10,5 24,0 7,0 8,5 6,5 3,5
28.Juni - 12.Juli 39,5 9,0 25,0 7,0 9,0 7,0 3,5
4. - 17. August 39,5 10,0 24,0 7,5 8,0 7,0 4,0
22. - 31. August 38,5 10,0 24,0 7,5 8,0 8,0 4,0
6. - 14. September 36,5 11,0 22,0 8,0 9,0 10,0 3,5
13. - 21. September 36,0 10,5 22,0 8,0 9,5 10,0 4,0

32,9 10,7 20,5 8,9 9,2 12,6 5,2

7. - 19. Oktober 33,0 12,0 20,5 9,5 9,0 12,0 4,0

 *) Wert für AfD in Sonstige eingerechnet

﻿QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie

Tabelle B1
 Gesamtdeutschland 

Wahlberechtigte Bevölkerung 
mit konkreter Parteiangabe

﻿Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland –
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

﻿Zweitstimmen
Gesamtdeutschland

﻿Bundestagswahl 
24.09.2017
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 Ergebnis der Bundestagswahl nicht zufrieden - und 

 in der Frage möglicher Neuwahlen gespalten."






